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Drei und Zwanzigſter Jahrgang.

Merſeburg 1849.e

2. Quartal. Sonnabend den 5. Mai 1849.

Ariſtokrat. Demokrat.
Daß dieſe beiden Wörter, die urſprünglich eine ſo gute

Bedeutung haben, und wohl neben einander ſtehen können,
von den verſchiedenen Parteien als Schimpfwörter gebraucht
werden, gehört mit zu den traurigen Zeichen der Zeit.

Die Herrſchaft der Beſten“ und die „Herr-
chaft des Volkes iſt denn das etwa etwas Unverein-

bares Ja iſt es nur überhaupt möglich, ſie zu trennen?
Der wahre, der gute, der vernünftige Wille des Volkes ſoll
Geltung bekommen, ſoll herrſchen. Das wird doch wohl
ſchon der Wille der Edelſten und Beſten des Volkes ſein!
Und durch wen wird das Volk ſeinen Willen ausſprechen,
wen wird es dazu berufen ihn ins Werk zu ſetzen, mit an
dern Worten, durch wen wird es die Herrſchaft ausüben
nicht wieder durch die Edelſten, Beſten Tüchtigſten aus
ſeiner Mitte Das ſind eben die Ariſtokraten.

Wenn doch jeder Demokrat ein echter Ariſtokrat zu
werden als der Beſten Einer das Beſte mit zur Geltung,
zur Herrſchaft zu bringen ſuchte! Wenn doch jeder Ariſtokrat
als wirklich der Beſten und Edelſten des Volkes Einer ſich
fühlte und durch ſeine höhere Begabung, Bildung, Lebens-
ſtellung und Beſitz nur den vernünftigen Willen ſeines Vol-
kes zur Herrſchaft zu bringen ſtrebte, d. h. ein rechter De
mokrat wäre! Wahrlich dann ſtünde es gut um den Staat
und um die bürgerliche Geſellſchaft. Dann würde ſtatt des
ſelbſtſüchtigen und niedern ein uneigennütziger und hoher
Ehrgeiz die Seelen bewegen und zu edeln Thaten für des
Volkes Wohl ſpornen. Dann würde die kleinliche Eifer-
ſucht und der hämiſche Neid der ſcheinbar Geringern und
Schwächern gegen die ſcheinbar Vornehmern und Mächtigern
ſchwinden aber auch die Selbſtüberhebung und der einge-
bildete Stolz dieſer gegen jene.

Der wahre Ariſtokrat will nicht äußerlich mehr ſein
als die Andexn er will nur mit den beſondern Gaben,

Stück 10,
nene

j zuſammen und ſind nur verſchiedene Seiten und Erſcheinun-
gen derſelben Sache. Daß man darum doch endlich auf-
hörte, das feindſelig zu trennen, was von Gottes- und
Rechtswegen innig verbunden ſein muß, daß man doch da
rum endlich von beiden Seiten aufhörte, dieſe an ſich ſo
edlen Benennungen zu einem Schimpfe zu machen!

Nach amtlichen Berichten ſtellt ſich das Verhältniß
der im März des vorigen und des laufenden Jahres erfolg-
ten Einzahlungen und Rückforderungen bei der Sparkaſſe in
Berlin wie folgt heraus. Jm März 1848 wurden einge
zahlt 11,836 Thlr. zurückgefordert 407,329 Thlr. Jm
März 1849 dagegen wurden eingezahlt 60,405 Thlr., zurück
gefordert 25,030 Thlr. Doch ein gutes Zeichen für He
bung des Verkehrs und Wohlſtandes in dieſem Jahre.

Aus Berlin wird vom 1. Mai gemeldet Soeben er
fahren wir aus ganz zuverläſſiger Quelle: „Geſtern Morgen
erhielt die Direction der Oberſchleſiſchen Eiſenbahn vom
Miniſtern des Jnnern die telegraphiſche Depeſche, daß 30,000
Mann ruſſiſcher Truppen von Krakau vermittelſt der ober
ſchleſiſchen Bahn (als von Krakau über Myslowitz, Koſel,
Ratibor, Oderberg) nach Oeſterreich befördert werden würden.
Die Direction der oberſchleſiſchen Bahn wird verſtändigt,
daß die Königl. Preußiſche Regierung Nichts dagegen ein
zuwenden habe und erwarte, daß die Bahndirection dieſem
Transport in Nichts hinderlich ſein würde.“ Die Depeſche
war unterzeichnet v. Manteuffel.

Jm Staatsminiſterium iſt man lebhaft mit dem neuen
Wahlgeſetz beſchäftigt. So einig man darüber geworden
iſt, die Octroyirung eines ſolchen nach repreſſiven Grund-
ſätzen vorzunehmen auf ſo viel Schwierigkeiten ſoll man
bei der Feſtſetzung dieſer Grundſätze ſtoßen. Wie wir aus
guter Quelle vernehmen theilt ſich das Miniſterium vor

die er erhalten hat, mehr wirken, will größere Laſten tragen,
größere Opfer für das Geſammtwohl bringen, er will in
Geſinnung, Bildung Rede und That wirklich immer als
der Beſten Einer ſich beweiſen. Der wahre Demokrat ver-
wechſelt nicht ſeinen augenblicklichen Willen, auch nicht den
ſeiner Umgebung, oder einer beliebigen Maſſe mit dem ſeines
ganzen Volkes, ſondern ſucht dieſen in der Geſammtſtimme
der Preſſe, der Volksvertretung und ordnet ihm gern ſich
unter, wenn er auch ſeinen Anſichten nicht ganz entſpricht
er erkennt die Edlern und Beſſern willig und neidlos als
ſolche an und freut ſich, wenn ſie zum Wohle des Ganzen
in kleinern oder größern Kreiſen die Leitung übernehmen.
Noch einmal, wahre Ariſtokratie und wahre Demokratie
ſind ſich nicht entgegen geſetzt, ſondern gehören weſentlich
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nehmlich zwiſchen zwei Meinungsverſchiedenheiten. Nach
der einen Anſicht, deren Vertreter beſonders der Miniſter
v. Manteuffel iſt, ſoll das Wort „ſelbſtſtändig“ eine engere
Jnterpretation erfahren und zwar dahin, daß es auf eigenen
Heerd oder Hausſtand beſchränkt würde, alſo alle ſogenann-
ten Ledigen, namentlich bei Brodherren wohnenden u. ſ, w.
Leute ausgeſchloſſen blieben. Man glaubt dies um ſo leich
ter durchzuſetzen, als früher eine authentiſche Jnterpretation
des Wortes „ſelbſtſtändig“ noch nicht ſtattgefunden hat und
man ſich ſonach nur an die beſtehende Geſetzgebung anzu
ſchließen brauche.
ſterii hält dies jedoch nicht für zureichend und will ein ganz
neues Wahlgeſetz nach einem auf etwa drei Steuerklaſſen
fundirten Cenſus. Die Wähler würden danach in Höchſt,

Eine entgegenſtehende Anſicht im Mini
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Mittelſt- und Niedrigſt Beſteuerte zerfallen und die Or- verliehen werde, ſind wir vollſtändig nachgekommen. Wir
ganiſation derartig ſtatt haben daß die Abgeordneten der
erſten Klaſſe an Kopfzahl den anderen überlegen wären.
Ueber den Modus der Ausführung ſchwankt man indeß bei
dieſem Vorſchlage noch ſehr.

Ein ſchöner Zug. Als am vergangenen 16. Ge-
neral Wrangel unerwartet nach Potsdam kam und General-
marſch ſchlagen ließ, warf ſich ein Quartiermeiſter des Ulanen-
regiments eilig auf ſein Pferd um einige vor dem Thore
exercirende Schwadronen zu benachrichtigen. Unmittelbar
darauf ſtürzte er mit dem Pferde, wurde beſinnungslos nach
der Stadt gebracht und verſchied bald. Seine Frau aber
lag in Wochen mit dem 4. Kinde. Tags darauf ſchickte
der General, der den traurigen Fall erfahren 4 Louisd'or
für die erſten Auslagen und bat ſich die Pathenſtelle bei
dem Kinde aus. Der alte Herr ſtand auch wirklich Ge-
vatter, gab dem Kinde ſeinen Namen band 20 Louisd'or
ein und verſprach, zeitlebens für das Kind zu ſorgen. Nach
ſeinem Tode werde ſein Sohn an ſeine Stelle treten. Ein
im Regiment dienender Prinz band- 5 Louisd'or ein, das
ganze Regiment aber erklärte ſich zu einem dauernden Löh-
nungsabzug bereit, um der Frau des Verunglückten die
volle Löhnung als Penſion zu ſichern.

Am A. Sonntag nach Oſtern predigen in der
Schloß- und Domkirche: Vorm. Herr Diac. Simon Nachm. Herr
Adj. Weiß.

Stadtkirche: Vorm. Herr Paſtor Schellbach Nachm. Herr Diac.
Hartung.Nach der Vormittagspredigt öffentliche Beichte und Abendmahl, gehalten

vom Herrn Paſt. Schellbach.
Neumarktskirche: Herr Paſtor Triebel.
Altenburger Kirche: Herr Pfarrverweſer Köttexitz.

Nächſten Donnerstag, Vormittags 11 Uhr, allgemeine Beichte und Abend-
mahl.

Kirchennachrichten von Merſeburg.
Dom. Pacat.
Stadt. Geboren: dem Schneidermſtr. Pechmann eine Tochter dem

Juſtiz-Commiſſarius Klinkhardt eine Tochter.
Nenmarkt. Facat.
Altenburg. Geboren: dem Oeconomie- Commiſſarius Oemler ein

Sohn ein außerehel. Sohn. Getrauet: der Glaſermſtr. Sack mit
Marie Eliſabeth Jähnert aus Weißenfels der Dienſtknecht Steinbrück mit
Jgfr. Amalie Friederike Caroline Schaffernicht der Brauknecht Sack mit Friederike
Henriette Bergner aus Schladebach.

Kirchennachrichten von Schaafſtädt: April.
Geboren: dem Handarbeiter Hertling ein Sohn dem Schneidermſtr.

Magnus eine Tochter dem Bürgermeiſter Berger eine Tochter eine unehel.
Tochter dem Maurer Hüttenrauch ein Sohn. Geſtorben: ein Sohn
des Oeconomen Friedemann, 1 J. 4 W. alt, an Abzehrung der Oeconom
Stöber, 64 J. alt, an Magenverhärtung eine unehel. Tochter, 6 M. alt,
an Verzehrung.

Bekanntmachungen.
Mittheilung für die Parochianen der

Altenburg.
Den von den Parochianen der Vorſtadt Altenburg un

ter dem 19. November v. J. an uns gerichteten Antrag bei
den geiſtl. Behörden, unter allen Umſtänden dahin zu wir-
ken, daß dem Pfarrverweſer Kötteritz die hieſige Pfarrſtelle

haben dieſe Sache durch gehörig motivirte Eingaben durch
alle zuläſſige Jnſtanzen der Behörden verfolgt und da wir
leider überall auf unſere Eingaben abſchläglich beſchieden
wurden, wendeten wir uns auch noch unter dem 29. März
d. J. mit einem gehorſamen Jmmediatgeſuch an Se. Maj.
den König, erhielten jedoch auch hierauf den hierunter nach-
ſtehenden abſchläglichen Beſcheid.

Wir theilen daher den Parochianen dieſes Endreſultat
der Sache ganz ergebenſt mit und bedauern nur ſchließlich,
daß wir mit unſern Geſuchen und Bitten kein Gehör ge-
funden haben.

Altenburg vor Merſeburg, den 3. Mai 1849.
Die Kirchfahrts-Deputation.

Des Königs Majeſtät haben die von Jhnen überreichte
Vorſtellung vom 29. v. M., betreffend die Beförderung des
Pfarr-Amtsverweſers Kötteritz zu der dortigen Pfarrſtelle, an
mich zur nochmaligen Prüfung und Beſcheidung abgeben
zu laſſen geruht. Jn Folge deſſen eröffne ich Jhnen in
Uebereinſtimmung mit der Abtheilung des Miniſteriums für
die innern evangeliſchen Kirchen Angelegenheiten daß ich
keine Veranlaſſung finden kann von der dieſſeitigen wohl-
erwogenen Verfügung vom 17. März e. abzugehen.

Berlin, den 26. April 1849.
Der Miniſter der geiſtlichen Unterrichtg- und Medieinal-

Angelegenheiten.
von Ladenberg.

An die Kirchfahrts- Deputation der
Vorſtadt Altenburg.

Auction. Es ſollen den 12. Mai d. J. Vormit-
tags von 9 Uhr an, auf dem Rathhauſe Nachlaß- und ab-
gepfändete Effecten, als: Möbeln, Hausrath, Betten, Wäſche,
Kleider, 1 großes Präſentirbrett, 1 guter Waſchkeſſel und
Schloſſerwaaren, verſteigert werden.

Merſeburg, den 3. Mai 1849.
Nagel, Auct.

Bekanntmachung.
Es will die Gemeinde Schweßwitz das Hirtenhaus mit

Gemeinde Berechtigungen und einem Planſtück von 167
Ruthen den 13. Mai d. J. in der Schenke zu Schweßwitz
auf das Meiſtbietende verkaufen. Die Bedingungen werden
in dem Termine bekannt gemacht.

Schweßwitz, den 17. April 1849.
J. Gottfried Götze, Richter.

Den unentgeldlichen Wegfall der Hu-
fengelder auch im Herzogthume

Sachſen betr.
Jn meinem Verlage iſt ſo eben erſchienen und für 10

Sgr. zu beziehen, eine Abhandlung des Adv. Heinrich
Graichen zu Leipzig: über Landesfrohnen, Hofleiſtungs-
dienſte, Hufengelder und andere alte Abgaben welche den
Charakter einer Steuer an ſich tragen, ſo wie über die Be-
ſteuerung der Realberechtigungen.

Es iſt dies in volksthümlicher Sprache eine Beleuch-
tung der Ungleichheiten und Gebrechen, welche ſich im Ver-
laufe der Zeit für den mit Fendallaſten behafteten bäuerlichen
Grundbeſitz herausgeſtellt haben rc.

Leipzig, den I. Mai 1849.
Otto Klemm.
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Auf dem Rittergute Schkopan ſind zwei BrauBot-

tiche in gutem Stande zu verkaufen.

Ein Haus mit großem Obſtgarten in einem Dorfe nahe
bei Leipzig für einen Handwerker, namentlich Stellmacher

und dergl. paſſend, iſt ſofort zu verkaufen.
Daſelbſt iſt auch eine 200 Schock Getreide faſſende

Scheune, 1 Schweinehaus, 25 Schock Futterſtroh, 100 Schef-
fel gute Kartoffeln und 5 Wispel Auguſthafer zum Säen
u haben. Auskunft ertheilt Herr Ortsrichter Härtel in

Günthersdorf beim ſchwarzen Bär.

Eine freundliche Stube mit nöthigem Zubehör iſt jetzt
nächſte Johanni zu vermiethen in der Oelgrube Nr. 326.

Empfehlung eines e m ltchen Wochen-
attes.

Das Bedürfniß, ſich über die großen Tages-Fragen klar
zu werden, zeigt ſich nicht mehr blos unter den Gebildeten,
ſondern es wird jetzt in allen Klaſſen der menſchlichen Ge
ſellſchaft empfunden.

Jn der That wird auch die Löſung dieſer Fragen erſt
dann erreicht werden wenn die Betheiligung am Staate
nicht mehr das Vorrecht Weniger iſt, ſondern wenn Alle

bemüht ſind ſich als Glieder eines großen Ganzen zu be-
trachten und zu deſſen Wohl mitzuwirken.

Das beſte Mittel zur Förderung der politiſchen Bil-
dung, zum Bewußtſein der Rechte und Pflichten des Staats
e iſt unſtreitig das Leſen eines guten volksthümlichen
Blattes.

Größere Zeitungen giebt es bekanntlich in bedeutender
Zahl doch ſcheint mir dem Bedürfniß des Handwerkers,
des Landmanns und des Arbeiters, welche eine bildende
Sonntagslectüre verlangen, bisher keineswegs genügt. Denn
jeder Unbefangene wird wohl erkennen, daß das von der
Reactionspartei vor einiger Zeit hier ſehr fleißig verbreitete
Sonntagsblatt der neuen preuß. Zeitung, durch ſein Schim-
pfen nicht zur Bildung derjenigen Kreiſe beitragen konnte,
für die es berechnet ſchien.

Jm Laufe des letzten Winters bin ich öfter von Land-
leuten um Nachweiſung eines kurzen, geſinnungstüchtigen
Blattes angegangen ohne daß mir ein ſolches bekannt ge-
worden wäre. Jch freue mich jedoch jetzt ein ganz zweck-
entſprechendes Blatt aus vollſter Ueberzeugung empfehlen zu
können. Es iſt dies: „Der Sonntagsbote“ von Ah-
rensdorf in Potsdam herausgegeben.

Die bis jetzt erſchienenen 11 Nummern enthalten kurze
Aufſätze über die wichtigſten Zeitfragen, einen Auszug aus
den Verhandlungen der Volksvertreter und eine Ueberſicht
der politiſchen Begebenheiten der Woche. Der leitende Ge-
danke iſt: die Verwirklichung der demokratiſchen Monarchie.

Das Blatt erſcheint jeden Sonntag 1 bis 13 Bogen
ſtark auf weißem Papier mit ſauberm Druck und koſtet auf
jedem Poſtamt nur 10 Sgr. vierteljährlich. Wenn ſich
viele Beſteller finden, will der Verleger bedeutenden Rabatt
geben wodurch es vielleicht möglich werden könnte, das
Blatt den Beſtellern durch beſondere Boten ins Haus zu ſenden.

Zur Förderung der guten Sache bin ich gern erbötig
die Vermittelung zu übernehmen und bitte Zuſchriften in

dieſer Angelegenheit für mich auf der Poſt niederzulegen.
Wegwitz, den 1. Mai 1849. Reiſſert.

Regen und Sonnenſchirme in Seide und Baumwolle
empfiehlt zu den billigſten Preiſen

Ernſt Kloppe, Entenplan Nr. 82.

Reparaturen jeder Art werden ſchnell, dauerhaft und
billig gefertigt, bei

Ernſt Kloppe, Entenplan Nr. 82.

Handlungs- Anzeige.
Unter dem heutigen Tage habe ich das Material-,

Taback- und Wein- Geſchäft des Herrn J. C. F. Terppe
am hieſigen Platze übernommen.

Jch empfehle mich zur geneigten Berückſichtigung, un-
ter der Verſicherung der reellſten Bedienung.

Merſeburg, den 1. Mai 1849.
Hochachtungsvoll

A. Schönert.
Jndem ich obige Anzeige beſtätige, danke ich freundlichſt

für das mir bewieſene Vertrauen und bitte, ſolches auf mei-
nen Herrn Nachfolger zu übertragen.

Merſeburg, den 1. Mai 1849.
J. C. F. Terppe.

Vekanntmachung.
Um den Wünſchen meiner geehrten Gönner entgegen zu

kommen werde ich nach Art der ſo beliebten hellen Lager-
biere, von Donnerstag den 10. Mai ab

ein helles Lichte-Bier brauen.
Die Tonne 2 Thlr. 10 Sgr. die Theilkannue

2 Sgr. 3 Pf. Dieſes Bier wird ſich hauptſächlich we-
gen ſeinen leichten reinen bittern und bairiſchen Hopfen-
Beſtandtheilen als ein econſervatives Getränk gegen Ma-
genleiden bewähren, auch ſeines angenehmen Geſchmackes
halber ſich empfehlen. Die Behandlung iſt die meines
Weißbiers.

Merſeburg, den 4. Mai 1849.
M. A. Leonhardt,

Beſitzer der Brauerei dem Schloßgarten gegenüber.

Anzeige.Der Betrieb der Braunkohlen Grube Nr. 18. in Ho-
henweidener Feldfllur iſt wieder eröffnet. Die gute Qua-
lität der Kohle durch unterirdiſchen Abbau, ſo wie die leichte
und ſehr bequeme Abfahrt derſelben wird den geehrten Conſu-
menten ganz beſonders empfohlen.

Hagelschäcden- Versecherungs-
7Gesellschcft in Evfart.

Verſicherungen gegen Hagelſchäden der obigen Geſell-
ſchaft nehme ich auch in dieſem Jahre an, werde jedem Jn-
tereſſenten die nöthigen Formulare auf Verlangen behändi-
gen ſo wie jede nähere Auskunft über die in bedeutender
Zunahme ſtehende Geſellſchaft ertheilen

Agentur Merſeburg.
Leopold Meißner.

Hagel-Aſſecuranz.
Daß ich auch in dieſem Jahre Verſicherungen gegen

Hagelſchaden für die neue Berliner Hagel-Aſſecuranz-Geſell-
ſchaft übernehme, zeige ich hierdurch ergebenſt an.

Merſeburg, den 19. April 1849. aKieſelbach, an
Königl. Lotterie Einnehmer

e Einladung zum Tanzvergnügen,
Sonntag den 6. Mai.

Wittwe Hartenſtein in Leung,
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Sonntag den 6. Mai Concert guf der Muſikchor ſprechen wir hierdurch öffentlich unſern
Möge der allmächFunkenburg. Anfang 3 Uhr.

NB. Sollte Regenwetter eintreten, ſo findet das Concert
Montag den 7. Mai ſtatt und beginnt dann um
6 Uhr. H. Sußmann, Stabstrompeter.

Miſſionsfeſt in Weißenfels.
Wir laden alle auswärtige Freunde des Reiches Gottes

Mittwoch, den 9. Mai e.,
hiermit ein, und bitten mehr als je um zahlreiche und an-
dächtige Theilnahme, indem wir von demſelben außer dem
Segen für das heilige Werk ſelbſt, dem das Feſt gilt, auch
eine Stärkung der gliedlichen Gemeinſchaft der auf Einem
Glaubensgrunde Stehenden in dieſer zerriſſenen Zeit hoffen.
Die Predigt zu übernehmen hat Herr Paſtor Appuhn aus
Alten hauſen zugeſagt. Der Gottesdienſt beginnt Nach

mittags 2 Uhr. 4Das Comité des Miſſions-Hülfsvereins.

dazu

Einladung.
Jn vielen Gegenden unſeres Vaterlandes haben die

Lehrer aller Arten von Schulen, ihren Beruf als einen ge-
meinſamen empfindend, angefangen, ſich in weitern Kreiſen
zu engerm Vereine zuſammen zu ſchließen. Es weiſt dies
auf ein tiefgefühltes Bedürfniß hin, das daher ſeine Befrie
digung erwartet. Und wer kann auch in unſerer Zeit Leh-
rer ſein ohne ſich die Frage vorzulegen nach Stellung der
Schule zum Leben und ſeinen Zwecken und woher ſollte
er beſſern Rath und Belehrung erwarten, als von der eige-
nen Genoſſenſchaft, welche zu der Wiſſenſchaft die Erfahrung
geſellt? und woher, wenn bei ſchwerer Berufspflicht, oft
unter den drückendſten äußern Umſtänden, der Ermuthigung
und Kräftigung bedarf, ſie lieber entlehnen wollen als aus
dem Gefühle der durch gleichen Beruf geknüpften Zuſammen-
gehörigkeit? Dieſe Betrachtung hat denn auch bei einer grö-
Fern Anzahl der Lehrer unſerer Stadt den Wunſch nach
einer engern Vereinigung der Lehrer aller Klaſſen für un-
ſern Kreis zu dem angedeuteten Zweck hervorgerufen. Ueber
Mittel und Wege glaubte man ſich jeder vorgreiflichen Mei-
nung enthalten zu müſſen, ſondern einigte ſich nur dahin,
vorläufig eine Einladung zu einer eingehendern Beſprechung
über dieſen Gegenſtand durch dieſe Blätter an alle Lehrer
unſeres Kreiſes gelangen zu laſſen. Somit ergeht denn an
dieſe zunächſt die ergebenſte Bitte um recht zahlreiche Be
theiligung. Der ausgeſprochene Wunſch, daß es den ge-
ehrten geiſtlichen und weltlichen Schulvorſtänden gefallen
möchte, ihre gütige Mitwirkung und Theilnahme gleichfalls
dem Unternehmen zuzuwenden fand bei den Verſammelten
allgemeinen und lebhaften Anklang.

Als Zeit der Zuſammenkunft wurde der 12. Mai,
Sonnabend Nachmittag 2 Uhr, als Ort derſelben der vor
dem Sigxtithore gelegene Thüringer Hof beliebt.

Merſeburg, den 3. Mai 1849.

Dank, herzlichen Dank allen Denen, welche
unſeren einzigen lieben verſtorbenen Sohn in einem Alter
von 24 Jahren 4 Monate am 30. April zu ſeiner Ruheſtätte
begleiteten und den Sarg ſo ſchön mit Kränzen ſchmückten.
Beſonders dem Herrn Paſtor Backs für die am Grabe ge-
ſprochenen erhebenden Worte des Troſtes, ſo wie dem Dür
renberger Geſangverein und dem Herrn Winkler nebſt ſeinem
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innigſten
tief gefühlteſten Dank wiederholt aus.
tige Gott einen Jeden vor ähnlichen Schickſalen behüten.

Porbitz, den 1. Mai 1849.
Chriſtian Richter nebſt Ehefrau.

Verzeichniß der Backwaaren
für den Monat Mai e.

Namen r Preis und Gewicht des Brodesder e rer Wohnung 12pf. Brodſein Igr. Brod ein 5gr. Brod

un nBrodhändler. derſelben. el a
e IEEA. hieſ. Bäcker.

Alberts Gotthardtsſtr. 8
Brückner Altenburg 7 126Daute sen. Altenburg 28 116Daute jun. Preußergaſſe eDeichert Schmalegaſſe l 7 2 lioFuchs desgl. 8 en 2 e a 10Frauenheim Gotthardtsſtr. 24 110 25Franke Markt 7 1 244Heubner Altenburg 7 130 920Hoffmann Markt 8 2 160Heubner Breiteſtraße 7 2 oHeyne Oelgrübe e eHeyne ZJohannisgaſſe 7 24 126 c
Heyne Burgſtraße 7 21 126 overehel. Höſchel Altenburg 7 1120 31 8 7) 3
Hartmann desgl. e e eHartmann Oelgrube 8 oKraft Breiteſtraße 7 3 onKoch Gotthardtsſtr. l 31 2Lange Sixtigaſſe 6 128 oLuther Altenburg 71 211 2 61 10 16Molnau Oberbreiteſtr. 7 2 lNehle Neumarkt 8 127 546Putz Sirtigaſſe 7 211) 2r0 8Riedel Entenplan 6 211130 9 22Schäfer Neumarkt s 7 oWw. Schäfer Neumarkt 8 1)26 820Schmidt Neumarkt 9 122Schubert Altenburg 6 1)28 946Tuchſcherer Altenburg 7 1126
B. hieſ. Brodhdlr. ein 2gr. Brod
Fichtler Altenburg 3 28 9116Müller Brühl 328 946Scannewin Altenburg

C. Landbäcker.

Böhme Crumpa 3124 9 12Glaß Möckerling 1 3 24 912Henniges Wallendorf 3 28 9116Münx Neumark 34 61 21 8RNonneburg Frankleben l l fo 2 s 42Wächter Naundorf I 4 --I40 8Von den hieſigen Bäckern liefert der Bäckermſtr. Frauen
heim das größte und die verehel. Bäckermeiſter Höſchel
das kleinſte Schwarzbrod das Weißbrod liefert am ſchwer
ſten der Bäckermeiſter Schmidt und am leichteſten die Bäcker
meiſter Lange und Schubert.

Von den Landbäckern liefert Wächter das ſchwerſte
und Münx das leichteſte Brod.

Merſeburg, den 3. Mai 1849.
Der Magiſtrat.

Bekanntmachungen für das nächſte Stück ſind bis
Montag Abend gefälligſt einzuſenden.

Druck und Verlag von Kobitzſchens Erben Redigirt von Carl Jurk in Merſeburg.

Hierzu eine Beilage.
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Peilage zum 36. Stück des Merſeburger Kreisblatts.

Rede
des Miniſters des Jnnern von Mantenffel,

gehalten
in der 35. Sitzung der Zweiten Kammer am 25. April 1849,

betreffend
den Antrag des Abgeordneten Waldeck wegen Aufhebung des Belagernngszuſtandes

der Stadt Berlin.

Meine Herren So ungünſtige Urtheile ich auch zuweilen über mich in die-

ſer Verſammlung zu hören gehabt habe, ſo wird man mir doch das Zeugniß
nicht verſagen, daß ich es, wo es irgend anging, vermieden habe, Perſönlich
keiten zu erwähnen und Sachen zur Sprache zu bringen welche irgend eine
Aufregung hervorrufen konnten.

Jch bedaure, bei dem gegenwärtigen Gegenſtande nicht in der Lage zu
ſein, ganz an dieſem Prinzipe feſthalten zu können.

Es wird unvermeidlich ſein, manche unangenehme Dinge zu erwähnen
und manche Perſonen zu nennen ich werde mich indeß auf das Allernothwen
digſte beſchränken und hoffe von der Gerechtigkeit der hohen Kammer, daß ſie
dies anerkennen wird.

Jch wende mich zu dem Bericht des Central Ausſchuſſes und erlaube mir
zunächſt eine abweichende Meinung hinzuſtellen in Bezug auf das was der
Kommiſſarius der Regierung erklärt haben ſoll. Wie ſeine Erklärung hier Fol.
2. erwähnt iſt, ſtimmt ſie nicht mit der von mir ertheilten Jnſtruction überein.
Ich habe daher Veranlaſſung genommen den betreffenden Beamten da ich
leider verhindert war, zu erſcheinen, aufzufordern, zu erklären, was er dort ge
ſagt habe. Seine Worte lauten

„„Die Thatſachen, deren Vorhandenſein die Fortdauer des Belage-
rungszuſtandes rechtfertigt, ſind vollſtändig zu erweiſen. Dies kann
freilich zur vollen Evidenz erſt durch die gerichtliche Prozedur geſchehen,

welche zu erwarten iſt. Selbſt der ſogenannte actenmäßige Beweis ge
nügt dem Rechtsbewußtſein der Zeit nicht mehr. Auch verbieten Rück
ſichten gegen Perſonen und Sachen die frühzeitige unverholene Enthül-
lung der ganzen Sachlage. Endlich aber beſteht keine Gewißheit, daß
das geſammte Material hier konzentrirt ſei. Jm Gegentheil, es iſt
anzunehmen daß viel daran fehlt. Denn es giebt keine Vorſchrift,
welche die Gerichts und Verwaltungs-Behörden verpflichtet, über jede
Unterſuchung, welche ſie einleiten oder beantragen, Bericht an die Mi-
niſterien zu erſtatten. Deſſenungeachtet liegt ein ſo reichhaltiges Ma-
terial von Thatſachen hier vor, und ſie ſind zum Theil ſo ſchlagender
Natur, daß es gewiß gelingen wird, einer Kommiſſion von 7 Mitglie
vern, worunter ſich mehrere Juriſten befinden die genügende Ueberzeu-
gung zu gewähren, und ich zweifle nicht, daß das Miniſterium mich er
mächtigen wird, der Kommiſſion die erforderlichen Vorlagen zu machen,
ſobald ſie beſchließen ſollte, auf die Beweis-- Aufnahme einzugehen. Jch
ſehe deshalb dieſem Beſchluſſe entgegen.“

Es kann hier nicht darauf ankommen, zu ermitteln, welche Angabe die
richtige iſt ich bedaure nur daß der Ausſchuß ſich nicht veranlaßt geſehen
hat, auf dieſe Beweisaufnahme einzugehen. Es würde mich dies der Mühe
überheben, Manches anzuführen, was hier in der größeren Verſammlung doch
nur unvollſtändig gegeben werden kann. Was nun den Jnhalt des Berichtes
betrifft, ſo muß ich zunächſt hervorheben, daß ich glaube, der geſtellte Antrag
liegt nicht in der Kompetenz der hohen Kammer. Die Befugniß der hohen
Kammer iſt nach F. 80. der Verfaſſung dahin feſtgeſtellt

„„Jede Kammer hat für ſich das Recht, Adreſſen an den König
zu richten.

Niemand darf den Kammern oder einer derſelben in Perſon eine
Bittſchrift oder Adreſſe überreichen.

Jede Kammer kann die an ſie gerichteten Schriften an die Miniſter

überweiſen und von denſelben Auskunft über eingehende Beſchwerden
verlangen.“

Außerdem ſteht der hohen Kammer die Befugniß zu, die Mitglieder des
Miniſteriums in Anklageſtand zu verſetzen nach H. 59. Hier geht der Antrag
direkt dahin, daß das Miniſterium aufgefordert werde eine Verwaltungsmaß-
regel auszuführen und ich bin der Anſicht, daß das nicht in der Kompetenz
der hohen Kammer liegt. Jndeß ich bin weit davon entfernt, deshalb das
Eingehen auf die Sache abzulehnen, und ich wende mich zu den einzelnen Vor

würfen, die der Bericht enthält.

Jch glaube, es ſind dreierlei Vorwürfe darin enthalten. Das Miniſterium
wird getadelt, daß es überhaupt den Belagerungszuſtand verhängt habe es
wird zweitens getadelt mit Rückſicht auf die während deſſelben erfolgte Ema-
nirung der Verfaſſung und das Miniſterium wird drittens getadelt in Bezug
auf ſein Verhalten nach dem Zuſammentritt der Kammern. Jch werde mir
erlauben, dieſe Punkte einzeln durchzugehen.

Meine Herren! Was den erſten Punkt betriſſt, ſo giebt es im Menſchen

wie im Völkerleben Momente wo die gewöhnlichen Mittel nicht ausreichen
es treten Krankheitszuſtände ein, wo zu außerordentlichen Mitteln geſchritten
werden muß. Zu ſolchen Mitteln nicht zu greifen würde in manchen Fällen
eine Verletzung der Pflicht der Selbſterhaltung ſein.Jn einem ſolchen Zuſtande haben wir uns im Laufe des vorigen Jahres

befunden. Jch will es ganz dahin geſtellt ſein laſſen, durch weſſen Schuld,
aber ich glaube, die Thatſache iſt nicht zu verkennen, daß namentlich im Spät



herbſt des v. J. hier Zuſtände eingetreten waren, welche mit den gewöhnlichen

geſetzlichen Mitteln nicht zu beſeitigen waren.
Jn den Staaten, wo die verſchiedenen Staatsgewalten organiſch getheilt

ſind beſtehen Geſetze für ſolche AusnahmeZuſtände. Der abſolute Staat
allein kann ihrer entbehren indem dort das Machtgebot an die Stelle des
Geſetzes tritt.

Bis zum 5. December v. J, war Preußen kein conſtitutioneller Staat.
(Murren auf der linken Seite.)

Man rang danach man hat dies Ziel aber nicht erreicht.
dahingeſtellt, durch weſſen Schuld es nicht erreicht worden iſt.

Die Zuſtände, wie ſie ſich hier in der Hauptſtadt vorfanden, ſind vielfach
geſchildert worden, und ich möchte die hohe Verſammlung nicht mit einer noch-
maligen Aufzählung aller Details ermüden.

Ein Dokument will ich aber vorleſen, ein Schreiben was in jener Zeit
einging von Seiten der Centralgewalt. Es iſt vom 8. November.

(Lieſt vor):
„„Daß der Zuſtand in Berlin ein ſolcher iſt, wie er die ſorgliche

Aufmerkſamkeit der Centralgewalt nicht blos auf ſich ziehen kann, ſon
dern auf ſich ziehen muß, wenn anders dieſe nicht den Einfluß Berlins
auf das übrige Deutſchland und ihre Pflichten außer Acht laſſen wollte,
wird leider von Niemanden in Abrede geſtellt.
einen völligen Umſturz aller Verhältniſſe in Deutſchland hinarbeiten,
richten, nachdem in Frankfurt a. M. ihre Pläne geſcheitert und ſie aus
Wien bereits die Flucht ergriffen, ihre Hoffnungen und Beſtrebungen nun
lediglich auf Berlin. Hier glauben ſie den beſten Boden für ihre Ar
beit zu finden, hier verſammeln ſich die Mitglieder der äußerſten Linken
aus den verſchiedenen deutſchen Stände- Verſammlungen hier ſtellt ſich
der Kongreß aller demokratiſchen Vereine unter den Schutz des Volkes
und glaubt öffentlich erzählen zu dürfen an welchem Tage er bereit
war, das Zeichen zum gewaltſamen Aufruhr zu geben.

„„Wendet alle eure Hoffnung nach Berlin ſchreibt Arnold Nuge

in einem offenen Briefe vom 14. Oktober an ſeine Wähler. „Jhr
wißt“, fährt er fort, daß Jhr hier eine Stimme habt die ins Ge
wicht fällt.““ Jn Berlin iſts, wo ganze Compagnieen der Bürgerwehr

in öffentlichen Anſchlägen das Lob des Königs zurückweiſen, wo man
die bekränzten Särge der Aufrührer öffentlich als die Opfer der Re
action“ gleich glorreichen Märtyrern zur Schau ausſtellt, wo die ge
ſetzlich bewaffnete Bevölkerung der Stadt dem Trauerzuge dieſer Empörer

in größerer Anzahl folgt, als den Särgen der in Vertheidigung des
Geſetzes gefallenen Bürger wo endlich auch in den letzten Tagen wie
der die Abgeordneten beim Austritte aus ihrem Berathungsſaale am
hellen Tage und auf offener Straße mit Vorzeigen von Todeswerkzeu
gen bedroht und ſogar zeitweiſe durch Vernagelung der Thüren gefan
gen gehalten worden.

Wo ein ſolcher Zuſtand während welchem zugleich eine verführe-
riſche und gefährliche Einwirkung auf das Militair aus allen Kräften
fortbetrieben wird, andauert, da wird wohl eine fürſorgliche Maßregel
der Centralgewalt von Deutſchland das Bereithalten eines Vollmacht-
trägers für einen möglich raſch eintretenden dringenden Fall nicht erſt
eine ausführliche Rechtfertigung verlangen und bedürfte das Reichs
Miniſterium für ſeine Anſicht der Dinge in Berlin einer Beſtätigung,
ſo fände es dieſelbe in den wiederholt ausgeſprochenen bangen Befürch

tungen patriotiſcher preußiſcher Bürger und Staatsmänner.
Frankfurt a. M., 2. November 1848.““

Es iſt bekannt, daß in den erſten Tagen des Novembers die Truppen hier

einrückten. Daß dies geſchehen iſt, hat, ſo viel mir bewußt, Niemand gemiß-
billigt. Der Herr Antragſteller aber hat, als er ſeinen Antrag motivirte, be
hauptet die Truppen wären hier mit Freundlichkeit empfangen worden. Jch
exlaube mir, hier einen kleinen Beweis von dieſer Freundlichkeit zu geben es

ſind dies Extracte aus den Aeten des Königlichen Kriminal Gerichts zu Berlin.
Die Zeugen-Ausſagen liegen mir vor aus ihnen ſind die Sachen extrahirt,
die ich hier vorleſen will.

Jch laſſe es

Kriminalgerichts Acten, 21. Januar 1849,
und yol. spec.

Alle die, welche auf

Verſammlung der Majors und Hauptleute der Bürgerwehr
im Kaffeehauſe Hotel de Bavière in der Jägerſtraße.

Nacht vom 11. zum 12. November 1848.
(v. gen. f. 28.)

Als die Entwaffnung der Berliner Bürgerwehr am 11. November
pr. vom Miniſterium angeordnet worden war, hatten die ſämmtlichen
Majors und Hauptleute derſelben am Nachmittage jenes Tages ihre
Stellen niedergelegt. Sie verabredeten auf 12 Uhr in der Nacht eine
nochmalige Zuſammenkunft im Central Büregu der Bürgerwehr um
ſich über die Ablieferung der Waffen zu beſprechen. Einzelne beſchloſ-
ſen, vorher die Geſinnungen ihrer Compagnieen zu erforſchen und dar
über Bericht zu erſtatten.

Der Verſammlungsort wurde (aus welchen Gründen erhellt nicht)
in das Kaffeehaus Hotel de Bavière in der Jägerſtraße verlegt.

Jn demſelben fanden ſich in der Nacht vom 11. zum 12. Novem
ber pr. gegen 12 Uhr die Majors und Hauptleute der Bürgerwehr ein.

Außer dieſen nahmen an der Verſammlung Theil
J. Die Abgeordneten der vorjährigen National-Verſammlung,

Waldeck, Berends, Reuter, D'Eſter und Schramm.
(v. gen. f. 23. v. spec. f. 9. 20. 33.)

II. Der Goldarbeiter Bisky, als Abgeordneter der Arbeiter.
III. Die Abgeordneten verſchiedener hieſiger und auswärtiger Ver-

eine, namenltich der demokratiſchen Klubs zu Stettin und Lan-
genſalza.

(v. gen. f. 29.)
Der Kriminalgerichts Actuarius und Bürgerwehr Major Thiele

rübernahm den Vorſitz in der Verſammlung.
Darauf ertheilten die einzelnen Majors Auskunft über die Geſin

nungen ihrer Compagnieen, deren Reſultat war, daß die Mehrzahl ſich
für paſſiven Widerſtand erklärt hatte.

Es entſtand nunmehr eine allgemeine Debatte über das Verhalten

der Bürgerwehr bei ihrer Entwaffnung, und die Frage, ob activer oder
paſſiver Widerſtand zu leiſten ſei.An dieſer Debatte betheiligten ſich von den Abgeordneten Waldeck,

Berends und Reuter.
Erſterer war in ſeinen Aeußerungen ſehr zurückhaltend meinte,

daß er kein Mann der Waffe ſei, und bewegte ſich in allgemeinen Re-
densarten, als

„„Jeder Bürger würde wohl wiſſen, was er im entſcheidenden Au-
genblicke thun würde.

(v. gen. f. 32. 39. v. spec. f. 19.)
(39.) Er ſetzte jedoch ausdrücklich hinzu, daß die Maßregeln der

Negierung wegen Vertagung der National Verſammlung und Entwaff
nung der Bürgerwehr nicht gerechtfertigt wären und erklärte es für
Pflicht, ſich den ungeſetzlichen Handlungen zu widerſetzen.

Reuter ſprach gleichfalls über paſſiven Widerſtand und ſagte, daß
auch das Erſchießenlaſſen dazu gehöre, weshalb er ſich in einen activen

verwandeln müſſe.
(f. 39.)

Noch deutlicher hat Berends für den activen Widerſtand geredet.

(f. 39.)
Er ſoll (der Zeuge ſagt: wenn ich nicht irre

rends) namentlich geäußert haben, daß er glaube
Die Bürgerwehr werde ihren Standpunkt kennen und ſich nicht auf
einen Barricadenkampf einlaſſen, ſondern Mann gegen Mann kämpfen,

wenn es darauf ankomme, und ſelbſt wenn kein Stein auf dem an-
deren bleibe, was eine Ehrenſache ſei.

(f. 23 r. v. gen.)
Waldeck oder Berends ſprachen ferner in dem Sinne, wo es die

Freiheit gelte, könne auf das Wohl einer Stadt nicht Rückſicht genom
men werden.

war es Be

(v. spec. f. 41 r.
Die Reden dieſer Abgeordneten machten, wie ein Ohrenzeuge ſagt,

den Eindruck, als wünſchten ſie den Kampf mit der bewaffneten Macht
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und wollten ſie verſuchen die Verſammlung zu einem ſolchen Schritte
zu veranlaſſen.

(f. 39.)
Könnten die von den erwähnten Rednern ausgeſprochenen Anſichten

als zweifelhaft gedeutet werden, ſo erklärten andre Mitglieder der Ver
ſammlung dieſelben auf das deutlichſte.

So äußerten jüngere Perſonen, anſcheinend zu den fliegenden Corps

gehörig,
daß ſie bis zum letzten Blutstropfen kämpfen würden und daß
Barricaden gebaut werden müßten

(f. 35.)
Der Goldarbeiter Bisky erklärte

daß er mit 10,000 Arbeitern zur Dispoſition ſtehe, welche bereit
ſeien ſich mit ihren Leibern den Bajonetten der Soldaten entge-
genzuwerfen.

(f. 32. 39
Einzelne junge Enthuſiaſten gingen in ihren Reden ſoweit,

daß ſie äußerten ganz Berlin müſſe in einen Schutthaufen ver
wandelt werden mindeſtens 1000 Häuſer müßten niederbrennen,
der Frauen und Kinder ſei nicht zu ſchonen, aus dem Blute müſſe
die junge Freiheit ſprießen.

(v. gen. f. 29r.)
Es wurde ferner davon geſprochen, die Soldaten in ihren Quartieren

zu entwaffnen und zu maſſakriren, und unter dem Beifall der Verſamm-
lung Reden ſo fürchterlicher Art geführt, daß, wie ein Ohrenzeuge meint,

Einem die Haare zu Berge ſtanden und man zweifeln mußte im
19. Jahrhundert zu leben.

(f. 30.)
Beſonnene ruhige Reden hatten ſich keines Anklanges zu erfreuen

Die gleichfalls in der Verſammlung anweſenden Banquier Kirchheim
und ein Bürger Krebs ſprachen in ruhigem Sinne, erklärten, daß Wien
ihnen ein Vorbild ſein müſſe, und daß es wahnſinnig ſei, activen Wi-
derſtand zu leiſten

Beide mußten unter Hohngelächter abtreten und wurden von den
Präſidenten zur Ordnung gerufen.

f. 32r. 30 r.
Ungeachtet die Aufregung der Verſammlung durch die Reden auf das

Höchſte geſteigert wurde, die Eventualitäten für den Fall eines Conflic-
tes mit dem Militair beſprochen und ſogar der Entwurf eines beſonde
ren Schlachtplanes gefordert wurde, ſo ergab dennoch die ſchließlich
erfolgende Abſtimmung das Reſultat

(f. 27 r. 39 r.)
ſich mit dem paſſiven Widerſtande zu begnügen.

(vol. spec. f. 10.)
Schon vor dieſer Abſtimmung hatten die oben benannten Abgeord-

neten der National- Verſammlung ſich entfernt, wie es ſchien, nicht ſehr
zufriedengeſtellt durch den Erfolg der Beſtrebungen, die Mitglieder der
Verſammlung in ihren Beſchlüſſen fortzureißen.

Berlin, den 19. März 1849.
(v. gen. f. 39 r. 40.)

(Viele Stimmen rufen:
Die Namen der Zeugen

Die Namen der Zeugen ſtehen in den Acten.
(Unruhe. Wiederholter Ruf Namen! Namen

(Verſchiedene Stimmen durch einander.)
Es war dies die Verſammlung, von der ich mir ſchon einmal zu ſprechen

erlaubt habe. Damals veranlaßte die Erwähnung dieſer Verſammlung die
Bemerkung des Abgeordneten von Unruh daß ich auf Verdächtigungen aus-
ginge. Jch weiß nicht, ob dieſen Zeugenausſagen gegenüber dieſer Vorwurf noch
bleibt.

(Mehrere Stimmen von der Linken Noch mehr! Vollkommen!)
Jch werde nicht ſprechen, Herr Präſident, ſo lange ich unterbrochen werde.
Gegenüber ſolchen Ereigniſſen wurde nun der Belagerungszuſtand verkün-

digt, Es beſtehen verſchiedene Jnſtructionen für ein Verhalten der Behörden

in ſolchen Fällen. Es ſind keine Geſetze, aber ſie hatten nach der bisherigen
Verfaſſung vollſtändige Geltung. Dieſe ſind angewendet worden, und man hat
ſich an alle ſonſt vorhandenen geſetzlichen Beſtimmungen ſtreng gehalten. So
iſt der Belagerungszuſtand ins Leben getreten. Darüber ob derſelbe heilſam
gewirkt hat oder nicht, ſind die Anſichten getheilt. Jch glaube, daß Thatſachen
dafür ſprechen daß die Stadt Berlin dem Belagerungszuſtand ihren heutigen
Wohlſtand verdankt.

Jch komme nun auf den zweiten Punkt, wie der Belagerungszuſtand zu
rechtfertigen ſei, nachdem die Verfaſſung emanirt war.

Jn der Verfaſſungs Urkunde lautet der Artikel 1)0.:
„„Für den Fall eines Krieges können die Artikel 5, 6, 7, 24, 25,
26 und 28 der Verfafſungs Urkunde zeit und diſtriktsweiſe außer
Kraft geſetzt werden. Die näheren Beſtimmungen bleiben einem
beſonderen Geſetze vorbehalten. Bis dahin bewendet es bei den
in dieſer Beziehung beſtehenden Vorſchriften.“

Es iſt hier das Wort: Veorſchrift, nicht das Wort Geſetz, gebraucht,
weil man ſich ſagen mußte, daß dieſer ganze Gegenſtand der Geſetzgebung noch

nicht vollſtändig geregelt ſei. Es mußte deshalb auch auf Vorſchriften, welche
nicht in Form von Geſetzen püblizirt waren, rekurrirt werden wenn man ſich
nicht der Gefahr ausſetzen wollte, unter Umſtänden einzelne Theile des Landes
dem Verderben preiszugeben, und wenn man ſich nicht in die Unmöglichkeit ver

ſetzen wollte, zur rechten Zeit die Heilmittel anzuwenden. Es finden ſich in
der Verfaſſungs- Urkunde mehrere derartige Beſtimmungen, woraus zu erkennen

iſt, daß das Gebände unſeres eonſtitutionellen Staates noch nicht vollendet iſt,
und daß noch einzelne Geſetze erforderlich ſind, um es ganz auszubauen. Ein
ſolches Geſetz wird auch der Belagerungszuſtand erfordern und wird daſſelbe
der hohen Kammer noch vorgelegt werden.

Es iſt aber drittens getadelt worden daß nach dem Zuſammentritt der
Kammern die Regierung keine Vorlage an dieſelben gemacht und ihre Geneh-
migung über den Belagerungs-Zuſtand extrahirt hätte. Es gab, als die Kam
mern zuſammentraten, drei Wege, die man einſchlagen konnte man konnte
erſtens den Belagerungs Zuſtand aufheben das war der leichteſte und ein
fachſte Weg für die Regierung. Es wären die Kämpfe dieſer Debatte die
wir heute haben, abgeſchnitten worden und es wäre wohl zu erwarten ge
weſen, daß, wenn auch Unruhen ausgebrochen ſein möchten, ſie durch militairi
ſche Gewalt hätten unterdrückt werden können. Die Regierung hat aber nach
pflichtmäßiger Erwägung nicht geglaubt dieſen Weg betreten zu können, ſie
glaubte, es nicht verfuchen zu dürfen auf die Gefahr hin Menſchenleben
aufs Spiel zu ſetzen einen Zuſtand aufhören zu laſſen für deſſen Fortdauer
die erheblichſten Gründe vorhanden waren. Der zweite Weg wäre geweſen,
daß man ein Spezial Geſetz für Berlin vorgelegt und die Genehmigung der
Kammern nachgeſucht hätte. Auch dieſer Weg iſt erwogen worden und ich
geſtehe, daß anerkannt wurde daß ſehr viel dafür ſpricht. Wir waren aber
der Anſicht, daß die Berathung der vorgelegten Geſetze, welche die Beiſeitigung

des Belagerungs-Zuſtandes möglich machen würden, wohl eben ſo ſchnell ge
fördert werden würde, als ein derartiges Spezial Geſetz und daß wir durch
Vorlegung eines ſolchen ein unnützes Geſchäft den Kammern zugemuthet hätten.

Der dritte Weg wäre geweſen, dieſe Geſetze proviſoriſch emaniren zu laſ
ſen. Meinerſeits bin ich entſchieden dagegen geweſen, dieſe Geſetze proviſoriſch
zu erlaſſen. Jch glaube ich habe darin nicht Unrecht gehabt und wenn ich
nicht irre, ſo häben dies die Debatten der vorigen Woche bewieſen

Die Regierung hat alſo den Belagerungs Zuſtand fortbeſtehen laſſen.
Was hat ſie weiter gethan Der Belagerungs Zuſtand iſt in der an Se.
Majeſtät den König vorgeſchlagenen Thronrede ausdrücklich erwähnt worden,
die beiden Kammern ſind alſo darauf hingewieſen worden es iſt demnächſt
eine Denkſchrift vorgelegt und erklärt worden daß die Regierung bereit ſei,
noch mehr Material zu gewähren. Darauf iſt man nicht eingegangen. Es
wird geſagt, die Regierung hätte eine Jndemnitäts-Bill fordern ſollen. Seien
Sie gerecht! Jch glaube, wir hätten Anträge machen können, welche wir woll
ten, ich glaube, ſie würden überall Bekämpfung gefunden haben.

Wir haben die Thatſachen Jhrem Urtheile vorgelegt und konnten in Er
mangelung eines Geſetzes welches uns den Anhalt gewährt beſtimmte An
träge zu formuliren, nicht anders verfahren. Jch komme nun auf die Frage
Ob überhaupt die Fortdguer des Belagerungs-Zuſtandes nach den vorhandenen
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thatſächlichen Verhältniſſen noch nothwendig iſt? Gleich Tages darauf, als
der Belagerungs-Zuſtand verhängt war, kam eine Deputation zu uns die er
klärte, man überzeuge ſich vollſtändig daß es nothwendig geweſen ſei, den
Belagerungs Zuſtand zu verhängen, aber jetzt habe er ſeinen Zweck erfüllt
und könne demnach beſeitigt werden. Die Ereigniſſe, welche bald darauf ein
traten, geſtatteten dies nicht. Jch erlaube mir, aus einem anderen Aktenſtücke
ebenfalls Extrakte zu verleſen, welche einen ähnlichen Vorfall betreffen, als
der vorhin erwähnte.

(Lieſt)
„„Am Abend des 14. November pr. erſchienen in mehreren Be

zirken Berlins bei einzelnen zur Bürgerwehr gehörigen Vertrauens
männern, unbekannte Perſonen welche erklärten, daß die Nationalver
ſammlung mit den Vertrauensmännern der Bürgerwehr etwas beſpre-
chen wollte und dieſe ſich in Mylius Hotel begeben möchten wo die
Nationalverſammlung ſie erwarte. Einer der Unbekannten gab ſich
ausdrücklich für einen Boten der Nationalverſammlung aus.

Jn Folge dieſer Einladungen gingen verſchiedene Vertrauensmänner
aus den einzelnen Bezirken nach Mylius Hotel. Sie trafen daſelbſt
in einem Saale, nach welchem ſie auf ihre Aeußerung ſie ſeien Bür-
gerwehr Deputirte, gewieſen wurden mehrere Perſonen verſammelt,
unter denen ſich die Abgeordneten der vorjährigen Nationalverſammlung,

Waldeck, Jacoby, Jung, Dr. Wollheim, Borchardt und Berends,
befanden.

Auf die von einzelnen Bürgern aufgeworfenen Fragen von wem
ſie herbeſtellt worden, hat zwar Waldeck erklärt, daß er von der an
die Bürger Deputirten ergangenen Aufforderung nicht Kunde habe,
deſſenungeachtet ergaben die ferneren gepflogenen Geſpräche, daß es
Zweck der Verſammlung war, die eingeladenen Bürger Deputirten für
den projectirten Steuerverweigerungs Beſchluß zu gewinnen und ſie zu
vermögen daß ſie in den einzelnen Bezirken eine thätige Unterſtützung
bei Ausführung des Beſchluſſes beſchaffen möchten.

Jn dieſem Sinne hat namentlich der Dr. Wollheim zu einem Bür-
ger geäußert:

„„Die Nationalverſammlung ſei Willens die Steuerverweigerung
zu beſchließen wenn die berliner Bürger ſich damit einverſtanden
erklärten in dieſer Beziehung wünſche man die Geſinnung der
Bürger kennen zu lernen.

Und eben ſo ein Herr mit einer Brille, wahrſcheinlich Jacoby:
„„Sie wollten jetzt einen wichtigen Beſchluß, den der Steuerver
weigerung, faſſen, und da ſie fürchteten, mehrere Abgeordnete wür
den ſich von ihnen trennen und ſie beſchlußunfähig machen ſo
wünſchten ſie, daß von den Bezirken aus etwas geſchehe, um ſie
zu bewegen, bei ihnen zu bleiben.“

Die Deputirten der Nationalverſammlung ſprachen ferner von einer
möglicherweiſe eintretenden Erhebung des Volks von einem Wider
ſtande bei Ablieferung der Waffen der hieſigen Bürgerwehr und der
Abgeordnete Jung erklärte, auf die Aeußerung eines Bürgers, daß,
wenn Alles beſeitigt ſein würde, die Bürgerſchaft mit dem Proletariat
zu ſchaffen haben möchte,

es habe mit dieſem nichts zu bedeuten, das laſſe ſich leicht leiten.
Ferner meinte Jung:

wenn es zum Kampfe komme, würden die Barrikaden aus der
Erde wachſen und es ganz anders werden, als beim erſten Kampfe.

Spezielle Beſchlüſſe ſind in Gegenwart der Bürger nicht gefaßt worden,
ſo daß man dieſe abſichtlich in einem Zweifel über den Grund und
Zweck ihres Kommens haben laſſen zu wollen ſcheint.

Jch bemerke dabei, daß mir dieſe Aktenſtücke von dem Staats Anwalt
mitgetheilt ſind mit dem Anheimgeben, jeden beliebigen Gebrauch meinerſeits

davon zu machen.
Es fragt ſich nun, wie in dieſem Augenblicke die Situation iſt, und wie

die Verhältniſſe ſich ſeither geſtaltet haben. Es wird mir kaum gelingen, ih
nen ein vollſtändiges Bild von dieſen Verhältniſſen zu geben. Auf Einiges
muß ich aber hinweiſen und werde es durch einzelne Beweismittel belegen.
Meine Herren Es exiſtirt in der That eine Umſturzpartei, eine Partei, welche

ſchon lange vor dem März des vorigen Jahres daran gearbeitet hat, die
ſtaatlichen Verhältniſſe zu untergraben. Jch erlaube mir, in dieſer Beziehung
einen nicht unintereſſanten Brief vorzuleſen der unter dem 26. Februar 1848
aus New-Hork geſchrieben iſt und von Herrn Dowiat herrührt.

Er ſagt darin unter Anderem:
„„Der modernen philoſophiſchen Schule angehörig habe ich näm-

lich mehrere Jahre lang durchaus mit der deutſchen vielmehr euro
päiſchen deſtruktoriſchen Partei gelebt und kenne namentlich genau die
Verhältniſſe dieſer Partei in Deutſchland, ſowohl in religiöſer als auch
politiſcher und ſocialer Beziehung. Jch kenne die Strebungen, die
Mittel und die Führer dieſer Leute wohl beſſer als irgend Jemand.

Es iſt nun eine traurige Wahrheit, daß es noch nie in der Welt
geſchichte eine Zeit gegeben hat in der alle Verhältniſſe, von den

höchſten bis zu den niedrigſten, ſo unterwühlt waren, wie jetzt.““

und am Schluſſe ſagt er:
„bitte ich zu beachten, daß das, was ich zu ſagen habe unter den
jetzigen Zeitverhältniſſen ſchnell geſagt werden muß da die Vorbe-
reitungen zum Losbruch im Siegestaumel über die ſchweizer und italieni

niſchen Ereigniſſe ärger als je getrieben werden.““
Aehnliches hat er wiederholt in ſeiner Vertheidigungsrede, die in öffent-

lichen Blättern geſtanden hat. Jch mache Sie ferner auf eine Adreſſe auf
merkſam die Seitens der Deutſchen Nordamerikas an das deutſche Velk er
laſſen iſt, und zwar ebenfalls im März v. J. worin zu offenem Aufſtande
aufgefordert wird auf Verlangen könnte ich ſie verleſen. Dieſe vormärzlichen
Thatſachen aber haben ſich nach dem März wiederholt. Bekanntlich hat in
der Kölner Zeitung eine Aufforderung geſtanden, die Fürſten zu ermorden, und
es ſind dabei die Prämien ausgeſetzt worden welche die Mörder haben ſoll-

ten. Es heißt wörtlich!Da alle Bitten und Vorſtellungen und alle Verſuche welche das

deütſche Volk gemacht hat, um ſeine ungerechten Gewalthaber, Kaiſer,
Könige und Fürſten aller Art, zu vermögen, ihre widernatürliche Stel
lung aufzugeben fehlgeſchlagen ſind, da ferner dieſe Gewalthaber,
ſtatt dem Volke ſeine Bitte zu gewähren und es in ſeine angeborenen
Menſchenrechte einzuſetzen, mit Kugeln und Kartätſchen antworteten
da, um allen Schandthaten die Krone aufzuſetzen, dieſe Kaiſer, Könige
und Fürſten im Kampfe mit dem Volke die gräßlichſten, ſchauderhafte-
ſten und unmenſchlichſten Hinrichtungen durch ihre gemeinen Henker

Windiſchgrätz Jellachich und Andere vollziehen ließen und ſich nicht
ſcheueten Meuchelmörder zu dingen um brave Männer des Volkes
aus dem Wege zu räumen die Menſchenrechte mit Füßen zu treten
u. ſ. w., ſo ſehen wir kein anderes Mittel, dieſe Todfeinde der Menſch
heit zu vertilgen, als daß wir Deutſch Amerikaner und unſere gleich
geſinnten Freunde demjenigen oder denjenigen Belohnungen ausſetzen,

welche auf irgend eine Weiſe die Barbaren des 19. Jahrhunderts un
ſchädlich machen und werden nicht ruhen bis unſer Zweck erreicht
iſt. Daher ſetzen wir fürs Erſte folgende Preiſe aus

Für die Vertilgung des öſterreich. Kaiſers 30,000 Gnulden.
Preußen Königs 25,000

(Lärm und einige nicht verſtändliche Bemerkungen links rechts

Pfui! Pfui!)
Für die Vertilgung irgend eines anderen

Königs Kurfürſten, Herzogs und dergl. 15,000
Für den Kopf des gemeinen Henkers Windiſch

grätz 10,000Für die pünktliche Auszahlung dieſer Belohnungen ſobald der
oder die Thäter ſich gehörig ausgewieſen haben werden an ſie ſelbſt
oder deren rechtmäßige Erben verpfänden wir unſer Vermögen und
unſere Ehre.

Die Proclamation iſt „„im Namen des Vereins unterzeichnet von
C. A. Wollenweber, dem Secretair dieſer ſauberen Geſellſchaft.

Meine Herren! Jch komme nun auf ein Ereigniß, welches ich auch noch
beleuchten muß weil es im innigen Zuſammenhange ſteht mit dem, was wir
heutigen Tages hier noch erleben es iſt der demokratiſche Kongreß der hier

gegen Ende des Octobers ſtattgefunden hat. Jch erlaube mir ans den Ver-
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handlungen des zweiten demokratiſchen Kongreſſes aus Berlin Einiges mitzu

theilen, welches Licht auf die gegenwärtigen Verhältniſſe wirft es ſind dies
die Verhandlungen die der Verein ſelbſt herausgegeben hat als Beilage der
Volksblätter.

Geſtatten Sie mir zunächſt die Schilderung der Lokalität:
„„Ein großer Saal mit Tribünen an den Seiten und kleineren Zim

mern daneben nahm die zahlreich angekommenen Abgeordneten auf, un-
ter denen wir verſchiedene Celebritäten, wie Bamberger aus Mainz,
Bayerhofer Beuſt und Bernigau aus Köln, Everbeck, Georg Fein,
Ruge, Wislicenus Weidling u. A. im Ganzen über 200 Perſonen
gewahrten. Ueber der Tribüne des Präſidenten waren die Nationalfah-
nen der Republiken Schweiz Nordamerika und Frankreich angebracht,
während an den reichlich mit Zuhörern angefüllten Tribünen die deut

ſchen Fahnen wehten, in welchen die rothe Farbe natürlich
vorherrſchte. Von den hohen Fenſtern, an denen rothe Vor
hän ge angebracht waren,, ging ein rother Schein aus über den Saal.

Jch lefe hiernächſt eine Stelle aus dem Referat, das damals gemacht wurde
„„Jn Bezug auf die Berliner Bewegungen hielt der Ausſchuß es für
ſeine Pflicht, Alles zu vermeiden, was die Partei ſchwächen konnte.
Wir bemühten uns, alle Putſche zu vermeiden, und haben bei unſeren
Bemühungen, dem kleinen Häuflein der Anarchiſten zu begegnen, Män-
ner gefunden, die uns kräftig unterſtützten. Es iſt unmöglich, eine ein-
ſeitige Bewegung durchzuführen, die Bürger müſſen ſich
daran betheiligen. Am 25. September war der einzige Tag,
wo eine Revolution ausbrechen konnte, die Lappigkeit des Miniſte-
riums Pfuel hat uns um dieſe Revolution gebracht.““

Jch citire ſodann eine Aeußerung des Herrn Abgeordneten Kinkel
„„Jch bin aus Bonn, dem dunkelſten Orte der ganzen Rheinprovinz
Es zeigt ſich, daß gerade die Univerſitäten ſich der Bewegung der Zeit
am meiſten entgegenſtellen und nur der unverwüſtliche Theil des Vol

kes, das Proletariat, ſchließt ſich ihr an. Es hat unter dem Donner
der Juli Revolution ſich mit Ausnahme von 6 Stimmen in dem de-
mokratiſchen Verein für die Republik erklärt aber auch die Bürger ſind
demokratiſch geworden, ſchon ſeit 2 Monaten ſind in dem finſteren Bonn
faſt alle ſtimmfähigen Bürger für die Republik. Die Rheinlande ſind
in der tiefſten Stellung, namentlich der Niederrhein aber vergeſſen Sie
nicht die Phalanx der Pfaffen, die uns mächtig gegenüberſtand. Das
Nheinland hat niemals im Schweiße ſeines Angeſichts für ſeine Frei
heit gekämpft, hat nicht einmal an den Freiheitskriegen Theil genommen,
erſt in der letzten Zeit hat dieſer Kampf begonnen. Vergeſſen Sie
nicht die Macht des Kapitals. Hier iſt der Adel im Sinken, am Rhein
iſt er eine Macht durch Grundbeſitz und Majorate. Wir haben dort
eine doppelte Hierarchie, die die Macht hat, das Volk durch Wohlthä
tigkeit durch Geldſpenden zu feſſeln. Auch in kirchlicher Hinſicht iſt
keine Reform entſtanden. Aber die Elemente zu einer rheiniſchen Föde
rativ Nepublik, das Proletariat iſt es auch hier verbunden mit den
Handwerkern der Städte und mit dem Bauer-Proletariat, welches auch
bei uns herrſchend iſt, welches das revolutionaire Element bildet. Auf
dem linken Rheinufer iſt der Bauer, wenn auch von allen Feudallaſten be
freit, gedrückt durch den Fluch des Kapitals und den Wucher, auf dem rech
ten noch durch Sporteln. Es haben ſich auch ſchon demokratiſche Ver
eine auf dem Lande gebildet.

Jn der Eifel, an der Moſel ſind große Erfolge erzielt. 12,000 Mann
haben ſich für die Republik erklärt. Auch die ſoziale Preſſe hat ihren
bedeutenden Einfluß geäußert. Jmmer iſt die Grenze zwiſchen Bürger
und Proletariat noch ſchwankend es ſtellt ſich noch keine beſtimmte
Sonderung heraus. Trotz aller Finſterniß iſt ſo viel gewiß, daß ſich
die Mehrzahl für die Republik erklärt

Es iſt ferner ein intereſſanter Proteſt vorgeleſen worden. Er iſt unter
zeichnet von Minsberg, Juſtiz-Kommiſſarius, und Stinner, Juſtitiarius.

Cieſt.)unſeren Kommittenten waren bei der Beſchlußnahme über die Be

ſchickung des gegenwärtigen demokratiſchen Kongreſſes die frankfurter
Beſchlüſſe vom 17. Juni nicht bekannt ſie wußten alſo nicht, daß die

Deputirten für den jetzigen Kongreß von der republikaniſchen Staats
form durchdrungen ſein mußten und für die Verwirklichung dieſer Staats
form handeln ſollten. Wäre dies unſern Kommittenten bekannt geweſen,
dann würden ſie nach unſerer Ueberzeugung den jetzigen Kongreß nicht
beſchickt haben, und deshalb halten wir es für unſere Pflicht den uns
gewordenen Antrag niederzulegen und zu erſuchen uns die eingereichte
Vollmacht zurückzugeben und dafür anzunehmen, als habe die bunzlauer

ſtädtiſche Reſſonurce den gegenwärtigen Kongreß nicht beſchickt.
Der Jrrthum rückſichtlich der Beſchickung rührt lediglich daher daß

der Kongreß der deutſchen Demokraten, nicht aber ein Kongreß
demokratiſcher Republikaner ausgeſchrieben war. Wir bit-
ten übrigens anzunehmen, daß wir hier lediglich die Anſicht der Mehr
zahl unſerer Kommittenten, nicht aber unſere perſönliche Anſicht ausge
ſprochen haben.

Es iſt von einigen Seiten angeführt worden man habe ſich bei dieſen
demokratiſchen Kongreſſen nur mit Theorieen beſchäftigt. Dies wird indeß durch
einzelne Stellen entſchieden widerlegt.

Der Herr Abgeordnete D'Eſter iſt zum Vorſitzenden erwählt und ſeine
Erklärung lautet:

(Lieſt.)
„„Mitbürger! Jhre Wahl iſt auf mich gefallen. Jch danke Jhnen für
Jhr Vertrauen und verſichere daß ich als Mitglied des CentralAns
ſchuſſes nach Kräften wirken werde.“

(Bravo.)
Jch hoffe, daß die Spaltungen die ſich im Laufe der Verhandlungen
gezeigt haben, uns nicht bei unſeren Beſtrebungen hindern werden ich

hoffe, daß die ſchleſiſchen Herren der Organiſation nicht entgegen ſein
werden wir müſſen in Einigkeit zuſammenwirken. Meine Zeit als
Mitglied der National-Verſammlung iſt beſchränkt ſollte es aber un
möglich werden neben den Geſchäften der National-Verſammlung die
des Kongreſſes zu führen, dann würde ich meinem Stellvertreter in der
National- Verſammlung Platz machen und mich ganz dem Central Aus

ſchuß widmen, denn der geht vor.“
(Bravo!)Meine Herren! Man hat dem damaligen Gouvernement Lob geſpendet da

für, daß es dieſen Kongreß geſtattet habe. Man hat geſagt es hätte ſich
dadurch die Ohnmacht dieſer Partei ergeben und namentlich ſei ihre Geldlo-
ſigkeit zu Tage gekommen. Ich theile dieſe Anſicht nicht. Jch halte das Ab-
halten dieſes Kongreſſes für verderblich. Jch glaube daß die Offenheit, mit
der die Fahne der ſozialen Republik damals aufgepflanzt ward noch immer
nachtheilige Folgen hat. So lange als ich verantwortlich ſein möchte für
die Ruhe und Ordnung im Lande, würde ein zweiter ſolcher Kongreß hier nicht
ſtattfinden.

Wenn ein Körper von zerſtörenden Elementen bedroht iſt, ſo iſt das ein
Unglück, aber wenn er ſie nicht mehr von ihm abwehren kann, dann iſt er eine
Leiche, und eine Leiche iſt der preußiſche Staat noch nicht.

Der Central-Verein hat nun fortwährend ſeine Wirkfamkeit entfaltet. Durch
Verhängung des Belagerungs-Zuſtandes iſt er allerdings von hier vertrieben
und in eine durch eine Eiſenbahn in Verbindung mit Berlin ſtehende Stadt
verlegt worden ſeine Thätigkeit hat aber in Beziehung auf dieſe Stadt und auf
das Land nicht aufgehört.

Es iſt die Pflicht der Verwaltung geweſen, mit Aufmerkſamkeit die Wirk-
ſamkeit der Vereine zu verfolgen, und ſie hat namentlich ſich die Frage vorge
legt, ob die Beſtrebungen derſelben ſo unerheblich ſeien, daß man ſie ignoriren

könne, daß die Sicherheit und Ordnung nicht gefährdet werde. Man hat ſich
aber dieſe Frage nicht bejahen können. Es trat namentlich der ſogenannte
Märzverein, der ſich in Frankfurt a. M. gebildet hat, mit dem demokratiſchen
Central Ausſchuß in Verbindung. Jener Verein entwickelte ſeine Thätigkeit
ſchon im Laufe der Monate Januar und Februar in unſerer Gegend. Wir

haben vielfache Mittheilungen darüber von außerhalb gehabt. Eine Mitthei
lung der Polizei Kommiſſion zu Celle ſagt

(Lieſt
Der Advokat Gerding hat in der Sitzung des Volksvereins vom 5.

dieſes Monats zwei Schreiben veröffentlicht, das eine von dem demo



kratiſchen Ausſchuſſe in Berlin herrührend, das andere ohne Benennung
des Abſenders. Es iſt allgemein das Gerücht verbreitet, daß letzteres
von dem Grafen Reichenbach in Schleſien herrührt. In beiden Schrei
ben iſt Adreſſat aufgefordert

1) ſeine Partei zum ſofortigen Beitritt zur Republik zu beſtimmen,
2) Deputirte für den 18. dieſes Monats nach Berlin zu ſenden, um

dort das Weitere im Central Verein zu beſchließen.
Ueberhaupt iſt man namentlich in Beziehung auf den 18. März außeror-

ordentlich thätig geweſen. Der bewußte Tag iſt hier ohne erhebliche Ruheſtö-
rung vorübergegangen, und daß dies geſchehen iſt wohl vorzüglich dem Be
lagerungszuſtand zuzuſchreiben geweſen. An Beſtrebungen, Unruhen zu veran
laſſen hat es nicht gefehlt. Welcher Sinn hier noch in gewiſſen Zirkeln ob
waltet, darauf iſt neulich ſchon einmal aufmerkſam gemacht worden bei Er
wähnung eines Gedich:es, welches in einer Verſammlung am 18. März geſungen
worden iſt. Jch will es nicht noch einmal wiederholen. Jch könnte noch ei
nen Toaſt hinzufügen, der dort ausgebracht worden iſt, den ich aber lieber mit
Stillſchweigen übergehe. Welche Thätigkeit der Verein hier immer noch ent-
wickelt, geht hervor aus verſchiedenen Adreſſen an die Bevölkerung Preußens,
die hier gedruckt und in alle Welt vertheilt werden, mit der Aufforderung, ſie
unterzeichnet wieder zurückzuſchicken.

Es heißt in denſelben
„„Es ſoll beantragt werden

das Recht, unſere Abgeordneten jederzeit zurückzu-
rufen und andere an deren Stelle zu wählen.“

Ferner
„Wir verlangen, daß die Verfaſſung und alle dazu
gehörigen Geſetze, nachdem ſie von der Verſamm-
lung der Abgeordneten- berathen ſind, der Urver-
ſammlung der Gemeinden des ganzen Landes zur
Abſtimmung überwieſen werden, und daß ſie erſt
dann Geſetzeskraft erlangen, wenn die Mehrheit
aller Urwähler der Nation ſich dafür erklärt hat.

(Heiterkeit.)

Und noch einige derartige Anträge. Eine Adreſſe führt die Ueberſchrift
„An die Volks Abgeordneten Preußens, die Einführung einer demokra-
tiſchen Gemeinde, Kreis und Bezirksordnung betreffend.

Und überall iſt darunter gedruckt:
„Die Einſendung wird unter Adreſſe Abgeordneter D'Eſter in Berlin
erbeten.““

Nachdem nun der 18. März ungeſtört vorübergegangen war, hat das
Staatsminiſterium ſich noch einmal der Erwägung unterzogen ob nicht nun-
mehr der Belagerungs-Zuſtand beſeitigt werden könne, da trat aber ein Exeig-
niß ein, was es noch bedenklich erſcheinen laſſen mußte. Ich werde hier das
amtliche Schreiben des Polizei Präſidenten vortragen, worin dies Ereigniß

mitgetheilt wird
Ew. Excellenz habe ich bereits die Ehre gehabt, mündlich Vortrag

zu halten über die Entdeckung einer hochverrätheriſchen Verbindung,
welche mir ſchon vor mehreren Wochen denunzirt worden war. Es
war zu meiner Kenntniß gekommen, daß eine Verbindung exiſtire, welche
auf Erſtrebung der demokratiſchſozialen Republik hinwirke, und daß ein
Mitglied derſelben im Beſitze von Waffen und Hand ranaten ſich be
finde, welche bei entſtehender Revolution gegen das Militair benntzt
werden ſollten. Eine am 30. v. M. veranlaßte Recherche beſtätigte
dies. Bei dem Schuhmacher Hätzel wurden fiskaliſche Waffen nebſt
Munition, ſieben Handgranuaten, eine meſſingene Form, ſo wie Zink zur
Anfertigung derſelben, vorgefunden. Eben ſo fanden ſich vier lithogra
phirte Statuten des Vereins und eine Kiſte mit Papieren vor, welche
dem Abgeordneten D' Eſter gehören.

Hätzel iſt verhaftet worden, desgleichen ſein Schlafwirth Schmidt, ſowie

der Maler Wegener welcher die Statuten lithographirt haben ſoll.
Ein gewiſſer Bendler, welcher den Briefwechſel des Vereins vermittelt

haben ſollte iſt zwar ebenfalls verhaftet, aber im Mangel näherer
Beweiſe wieder entlaſſen worden. Was Hätzel über die Anſchuldigung

erklärt, wollen Ew. Excellenz aus der anliegenden Abſchrift des ge
richtlichen Protokolls hochgeneigteſt entnehmen.

Eine andere Zeugen-Ausſage lautet:
Durch Schriften habe ich für den Bund der revolutionairen Partei

nicht gewirkt, und wenn ich auch an Einzelne, von denen ich jedoch
nur meinen Wirth Schmidt nennen kann, die Schrift (das Manuſtkript
der communiſtiſchen Partei) gegeben habe, ſo habe ich hierbei die För-
derung des Bundes nicht im Auge gehabt. Von dieſer Schrift hatte
ich im October und November v. J. von einem Bekannten in Leipzig,
deſſen Namen ich jedoch nicht nennen will, etwa 10 oder 12 Exemplare
erhalten und ſind dieſe von mir bis auf ein Exemplar was bei mir

vorgefunden und in einer Cigarrenkiſte hier abgeliefert worden, an Be-
kannte vertheilt worden.

Die in meinem Taſchenbuche aufgeführten Blätter zum Preiſe von
27. Sgr. 6 Pf. hatte ich bald nach den Märztagen v. J. im Auftrage
eines Webergeſellen Schirmer aus Kalbe an der Saale angeſchafft,
jedoch nicht abgeſendet und zum Theil an Bekannte gegeben.

An wen der in den Akten befindliche und F. bezeichnete Bericht des

leitenden Kreiſes Berlin adreſſirt worden wäre, will ich nicht ſagen,
und war ich, da ich ſelbſt nur Vorſteher einer Gemeine war, von dem
leitenden Kreiſe beauftragt worden, den Bericht an die Centralbehörde

in London zu erſtatten.
Den Brief, den ich außerhalb jeder Verſammlung in meiner Woh-

nung verfaßt, hatte ich mit meinem Namen, im Auftrage des leitenden
Kreiſes, unterſchrieben. Das Skriptum Folio habe ich von einem Be
kannten, deſſen Namen mir nicht beifällt, in einer baieriſchen Bierſtube
vor etwa vier Wochen erhalten und wollte mir derſelbe dadurch nur
der Kurioſität wegen mittheilen, wie die Truppen in Berlin vertheilt

wären.
Mit dem Bunde ſteht dies in keiner Verbindung, und war derjenige,

der mir das Blatt gab, gar nicht einmal Mitglied des Bundes.
Das Skriptum Folio enthält unter 10 verſchiedene Nummern die

Namen der einzelnen hier in Berlin beſtehenden Gemeinen des Bundes

Vorwärts Roth durch Tod Hecker Blind Stark
Schulz Kampf Kerl.

Die neben dem Namen Vorwärts angegebene Wohnung iſt die mei-
nige, und wurden hier die Verſammlungen der Gemeinde gehalten.

Das Protokoll lautet:
Dem demnächſt aus dem Arreſte vorgeführten Hätzel wird bekannt

gemacht, daß er des Hochverraths angeſchuldigt iſt, und, weil er im
Beſitz Königl. Waffen gefunden, verhaftet worden er antwortet

Jm Jahre 1846 wurde ich zugleich mit dem Schneider Mentel, dem
Tiſchler Bieſing und dem Schneider Müller wegen geheimer politiſcher
Verbindungen zur Unterſuchung gezogen, und ſollten dieſe darin beſtehen,
daß wir an dem Bunde der Gerechtigkeit der hier exiſtiren ſollte, be
theiligt waren. Jch ſelbſt wurde nach ſechsmonatlicher Haft völlig
freigeſprochen und habe mich ſeit jener Zeit um den Verein deſſen
Sitz in Paris war, nicht weiter bekümmert ſondern nur zuweilen ge
hört daß er in Paris beſtehen ſollte. Erſt nachdem im vergangenen
Jahre der Belagerungs Zuſtand hier proklamirt worden wurden mir
von einem Manne, den ich nicht nennen will, die Bundesſtatuten der
revolutionairen Partei mitgetheilt indem er zu gleicher Zeit die Auf-
forderung an mich ſtellte, mich in dieſen Bund aufnehmen zu laſſen.
Jch habe mir die Statuten, die bei mir in Beſchlag genommen ſind,
genau durchgeleſen, war mit den darin aufgenommenen Beſtimmungen
überall einverſtanden und ließ mich durch den Mann, der ſich als einen
Emiſſair der Centralbehörde in London legitimirte, in den Bund auf
nehmen. Die entralbehörde des alten Bundes der Gerechtigkeit, der
ſich jetzt der Bund der revolutiongiren Partei nennt, war früher in
Paris hatte jedoch nach Erneuerung der Statuten ihren Sitz nach
London verlegt und von dort aus Emiſſaire herübergeſchickt, um den
neuen Bund zu organiſtren. Jch habe, ſo viel es in meinen Kräften
geſtanden für die Verbreitung des Bundes hier in Berlin gewirkt,
und exiſtiren zur Zeit hier zehn Gemeinden mit etwa 100 Mitgliedern
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Die Namen der Gemeinden habe ich auf einem Blatt verzeichnet, und
wird ſich daſſelbe unter meinen Papieren vorgefunden haben. Jch
ſelbſt gehöre zu der Gemeinde „„Vorwärts““, und leite ich als Vorſtand
die Gemeinde ſowohl, wie deren Sitzungen die ich faſt allwöchentlich
in meiner Wohnung, Johannisſtr. Nr. 2., abgehalten habe. Zu mei-
ner Gemeinde gehörten zehn Mitglieder aus dem Handdwerkerſtande,
die den Statuten gemäß beſondere Bundesnamen führten. Die einzel-
nen Namen der Mitglieder ſowohl in als außerhalb des Bundes,
werde ich unter keinen Umſtänden angeben, weil ich es nicht übernehmen

will, dieſe Leute unglücklich zu machen.
Das mit O bezeichnete Exemplar der Bundesſtatuten iſt eben das,

was mir damals es war;, wenn ich nicht irre in der Mitte des De
cember v. J., von dem Emiſſair der londoner Centralbehörde zugeſtellt
worden iſt, und habe ich dieſelben mit chemiſcher Dinte auf zwei halbe
Bogen D und E gezeichnet abgeſchrieben um ſie in mehrfachen
Exemplaren abklatſchen zu laſſen. Dies iſt mir jedoch nicht gelungen,
und habe ich deshalb einen Bekannten deſſen Namen ich jedoch nicht
nennen werde beauftragt, dieſe Statuten zu lithographiren und mir
14 Abdrücke zu beſorgen letztere habe ich auch erhalten und bis auf
vier Exemplare, die noch bei mir vorgefunden ſind an die Gemeinde
Vorſteher hierſelbſt vertheilt.

Nach den Statuten iſt der Zweck des Bundes die Einführung einer
einigen untheilbaren ſozialen demokratiſchen Republik, worunter ich
eine ſolche Staatseinrichtung verſtehe, wo jeder Stand gleich berechtigt
iſt und der Arbeiterſtand der alleinige im Staate iſt. Jch verknüpfe
mit dieſem Begriffe des Arbeiterſtandes die Anſicht daß Jeder, er
mag mit ſeinem Geiſte oder mit ſeinem Körper arbeiten, dieſem Stande
zugeführt wird, und daß unter allen Umſtänden die Herrſchaft des Ka-
pitals, die ſich aber zum Nachtheil des Arbeiters geltend gemacht, ge
brochen werden muß.

Jch bin überzeugt daß ſich eine ſolche Republik nur auf revolutio
nairem Wege erreichen läßt, und glaube auch, daß dieſer Zeitpunkt
nicht allzufern liegt, da die Aufregung im Volke gewaltig groß iſt
und Jeder ſich nach einer Aenderung der jetzigen politiſchen Zuſtände
ſehnt. Weil aber das Volk den Druck zwar fühlt, nicht aber begreift,
woher dies rührt, und auf welche Art dem Drucke abzuhelfen ſo iſt
das Beſtreben der Bundesmitglieder eben das geweſen die arbeitende

Klaſſe die ich ſo eben als Volk bezeichnet habe, über die Zuſtände
durch mündliche Diskuſſionen aufzuklären was in der Art geſchehen
iſt, daß in den Sitzungen der Gemeinde Fragen über ſociale und poli
tiſche Verhältniſſe aufgeworfen und von den einzelnen Mitgliedern nach

ihrem beſten Wiſſen beantwortet wurden. Wenn ſonach allmälig die
Ueberzeugung bei den Einzelnen dahin Wurzel geſchlagen, daß nur eine
Republik eine dem Arbeiterſtande angemeſſene Staatsform ſei, ſo hofften
wir, daß bei einer Revolution die uns eben in naher Ausſicht ſchien,
die Republik nicht allein ausgerufen, ſondern auch eingeführt werden
könnte. Eben weil ſich dann unſere Thätigkeit nach Außen entwickeln
müßte, iſt in den Statuten als eine Hauptbedingung der Mitgliedſchaft
die revolutiongire Energie aufgeſtellt worden.

Nach Abſchnitt 9. der Statuten muß jedes Mitglied zur Beförderung
des Zweckes des Vereines einen Beitrag zahlen, der zur Hälfte an die
Centralbehörde abgeliefert werden ſollte. Einen ſolchen Beitrag von
wöchentlich 1 Sgr. habe auch ich gezahlt und von den meiſten meiner
Gemeindemitglieder eingezogen, dieſelben jedoch bis jetzt noch nicht an
die Centralbehörde abgeführt, weil der Bund erſt im Entſtehen und ich
in dieſen Tagen im Begriffe war, einen Bericht über die Ausdehnung
und Wirkſamkeit des Vereins an die Centralbehörde abzuſtatten.

Für den Fall der Revolution wollte ich meine Waffen die ich als
Mitglied des Handwerkervereins beſaß, benutzen und beſaß ich aus
der Zeit vor dem November v. J. auch noch eine Anzahl ſcharfer
Patronen. Die bei mir vorgefundenen Patronen ſind nicht mein al-
leiniges Eigenthum geweſen, ſondern gehören zum Theil zweien meiner

Freunde, die ihre Waffen von der Bürgerwehr nicht abliefern wollten,

dieſelben vielmehr bei mir untergebracht hatten um ſie bei einer aus
brechenden Revolution gebrauchen zu können. Von dem einen Gewehr
habe ich nur den Lauf und die Garnitur, daß andere Gewehr aber
vollſtändig erhalten und letzteres dann mit Beihülfe meines Freundes
auseinandergenommen und in einen finſteren Keller gelegt. Die in
meiner Jagdtaſche befindlichen leinenen Beutel mit den Patronen find
Eigenthum meiner Freunde, die namhaft zu machen ich keine Verpflich
tung zu haben glaube, und iſt der Kavallerie-Säbel der ebenfalls im
Keller vorgefunden worden im Beſitze eines meiner Freunde geweſen.
Jm Januar d. J. habe ich von einem unbekannten Manne die bei mir
vorgefundene Kiſte mit acht Handgranaten erhalten und wollte ich
dieſe auch bei der Revolution gegen die Feinde der Arbeiter gebrauchen.
Jch beſchloß mehrere dergleichen anzufertigen, habe mir deshalb von
einem meiner Bekannten, den ich aber nicht nennen werde, die bei mir
vorgefundene Form machen kaſſen, auch eine Quantität Zink mir ange
ſchafft, den Guß ſelbſt jedoch bis jetzt noch nicht bewerkſtelligt. Die
Skripta A, B, G und H. rühren von meiner Hand her, und ſind auf
dem Schriftſtück H die in der Johannisſtraße Ziegelſtraße und der
Kalkſcheunenſtraße wohnenden Arbeiter aufgeführt, weil wir beabſtch-
tigten, zur Anſchaffung wohlfeiler Lebensmittel eine beſondere Aſſociation
zu bilden.

Den Brief B habe ich für einen Schneider Schrader in der Mittel-
ſtraße konzipirt. Die auf dem Schriftſtücke G genannten Perſonen
Hugo und Kannegießer ſind Mitglieder des Vereins haben jedoch
ihre Bundesnamen geſchrieben und werde ich mich nicht dazu
verſtehen, die wahren Namen derſelben zu nennen.

Die in dem ſchwarzen Taſchenbuche von mir aufgeſetzten Statuten
eines Arbeiterklubs ſind nicht zur Ausführung gekommen und habe ich
dieſelben bald nach den Märztagen 1848 entworfen.

Die bei mir vorgefundene Kiſte mit Druckſchriften und Skripturen
gehört dem Dr. D'Eſter für den ich Schuhmacherarbeiten gefertigt
habe und hat er mir die Kiſte zur Aufbewahrung übergeben als er
nach Aufhebung der Nationalverſammlung im vorigen Jahre Berlin
verließ

p- r. s A. Hätzel. 3
a. II. S.

(gez.) Schlöttke. Mertens.
Die Handgranaten, von denen ich ein Exemplar hier vorzeigen kann,

find einer Unterſuchung unterworfen worden. Sie ſind mit 7 Loth ſehr ge
fährlichem Brennſtoff gefüllt, ſind aus Zinn und, da das Jnſtrument, mit
welchem ſie gegoſſen werden, auch bei der Hand war ſehr gut zu vervielfäl-
tigen. Außerdem ſind in neuerer Zeit mehrfach ſowohl ſolche Waffen gefunden
worden welche aus dem Zeughauſe entwandt worden ſind, als auch fremde
Waffen eingeführt worden. Ueberhaupt iſt man einer bedenklichen Agitation
wieder auf der Spur, und der Maärzverein in Frankfurt thut das Mögliche,
um ſie zu fördern.

Bei Erwägung aller dieſer Umſtände mußte man das Fortbeſtehen der
Gründe anerkennen, welche die Verlängerung des Belagerungs-Zuſtandes noth
wendig gemacht haben. Man hat es ſich daher verſagen müſſen, jetzt ſchon
den Belagerungs-Zuſtand zu beſeitigen, man mußte namentlich ſo lange damit

Anſtand nehmen als nicht in Beziehung mit den Verſammlungen auf den
Straßen und freien Plätzen beſtimmte Vorſchriften ſanctionirt waren.

Es iſt zu unſerer Kenntniß gekommen daß ein Theil der hohen Ver-
ſammlung für ſofortige Beſeitigung des Belagerungs Zuſtandes aus dem

Grunde ſtimmen werde weil er wünſcht daß auf eine energiſche Weiſe die
Ruhe hergeſtellt werden möge. Dieſe Freunde der Ordnung glauben, daß bei
der Fortdauer des Belagerungs-Zuſtandes in der milden Form, wie er gehand-
habt wird, es an Gelegenheit fehlt, die Sache zum Austrag zu bringen.

Wir haben auch dieſe Rückſicht erwogen das Miniſterium kann aber
dieſer Anſicht nicht beitreten. Das Miniſterium ſieht mit Befriedigung dar
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auf zurück, daß es ihm gelungen iſt, hier in Berlin ohne Blutvergießen, ohne z rungs-Zuſtandes auf ihm laſtet, und möchte dieſer je ehey je lieber überhoben

t t 27wiener Zuſtände, die Ruhe und Ordnung aufrecht zu erhalten und hat die J ſein. Es hat aber die Ueberzeugung daß es nach Lage der gegenwärtigen

Ueberzeugung, daß ihm dies von vielen Seiten gedankt wird. Es glaubt ſich Geſetzgebung und nach den vorhandenen thatſächlichen Zuſtänden dieſe Verant-

dieſer Verpflichtung auch fernerhin nicht entſchlagen zu können es fühlt ſehr wortlichkeit zur Zeit noch tragen muß.
wohl die große Verantwortlichkeit, welche durch die Fortdauer des Belage- (Bravo von der Rechten. Ziſchen links.)
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